
Bürger in den Wohngebieten in die Tätigkeit der 
Staatsanwaltschaft, des Gerichts, der Volks­
polizei, der Brand- und Arbeitsschutzorgane usw. 
sichern zu helfen und

4. die politische Massenarbeit der Sicherheits- und 
Kontrollorgane mit der Tätigkeit der Organe der 
Nationalen Front und der demokratischen Mas­
senorganisationen zur offensiven Aufklärungs­
arbeit über die Fragen der Ordnung und Sicher­
heit zu verbinden.

Indem sich die Ständige Kommission Innere Angele­
genheiten, Volkspolizei und Justiz auf diese Haupt­
aufgaben konzentriert, ist es ihr möglich, als Organ, 
der Bezirksverordnetenversammlung, ausgehend von 
dem Arbeitsplan und den Beschlüssen der Volksvertre­
tung, ihre führende Rolle in der Organisierung der Zu­
sammenarbeit zwischen den Justiz-, Sicherheits- und 
Kontrollorganen und den örtlichen Organen zu ver­
wirklichen und die Prinzipien des demokratischen 
Zentralismus in der täglichen Arbeit durchzusetzen.

Zu den gegenwärtig wichtigsten Aufgaben der Stän­
digen Kommission gehört ihre Mitwirkung bei der Vor­
bereitung der Richterwahlen. Die organisatorische Ver­
bindung zwischen der Richterwahlkommission des 
Stadtbezirks und den örtlichen Organen der Staats­
macht wird u. a. dadurch gewährleistet, daß ein Mit­
glied der Ständigen Kommission Innere Angelegen­
heiten, Volkspolizei und Justiz der Wahlkommission 
angehört. In der Wahlkommission wurde u. a. für die 
Durchführung der Versammlungen zur Vorstellung der 
Richterkandidaten festgelegt:

1. Die Mitglieder der Ständigen Kommission Innere 
Angelegenheiten, Volkspolizei und Justiz sichern in 
ihren Wahlkreisen durch unmittelbare Mitwirkung bei 
der Vorbereitung und Durchführung von Versammlun­
gen, daß eine intensive Aufklärung über die Rolle 
unserer sozialistischen Gerichte erfolgt.

2. Bei Veranstaltungen in Betrieben und Wohn­
gebieten zur Vorbereitung der Richterwahl sollen 
wichtige, den Teilnehmerkreis unmittelbar betreffende 
Entscheidungen des Stadtbezirksgerichts mit ausgewertet 
werden.

3. Die Vorbereitung der Richterwahl muß mit der 
Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der 
Wahlkreiskonferenzen verbunden werden, die gegen­
wärtig in den Berliner Stadtbezirken stattfinden. Des­
halb sollen Richterkandidaten auf den Wahlkreiskonfe­
renzen aktiv in Erscheinung treten.

Die ständige Beratung 
der Leiter der Sicherheits- und Kontrollorgane 
mit dem 1. Stellvertreter des Ratsvorsitzenden

Damit die Ständige Kommission Innere Angelegen­
heiten, Volkspolizei und Justiz ihre Aufgaben qualifi­
zierter als bisher lösen kann, wurde im April dieses 
Jahres ähnlich den im Bezirk Halle gebildeten Arbeits­
kreisen und den in anderen Bezirken bestehenden Bei­
räten für Sicherheit und Ordnung beim 1. Stellvertre­
ter des Vorsitzenden des Rates auch im Stadtbezirk 
Berlin-Treptow ein Gremium von Staatsfunktionären 
zur Beratung beim 1. Stellvertreter des Bezirksbürger­
meisters geschaffen, das wir „Kommission für Sicher­
heit und Ordnung“ genannt haben. An dieser kollekti­
ven Beratung nehmen neben dem 1. Stellvertreter des 
Bezirksbürgermeisters als Leiter der Kommission, dem 
zuständigen Mitarbeiter der Kreisleitung der SED und 
dem Vorsitzenden der Ständigen Kommission Innere 
Angelegenheiten, Volkspolizei und Justiz die Leiter der 
Justiz-, Sicherheits- und Kontrollorgane teil. Die zeit­
weilige Einbeziehung von Vertretern der demokrati­
schen Massenorganisationen ist, ausgehend von den 
oben dargelegten Grundsätzen für die Mitarbeit der 
Justizorgane in den ständigen Kommissionen, in Ab­

hängigkeit von den jeweils im Mittelpunkt stehenden 
Problemen vorgesehen.

Dieses Gremium beim 1. Stellvertreter des Bezirks- 
bürgermeisters wurde gebildet, um ihn zu befähigen, 
die Arbeit des Rates des Stadtbezirkes in Fragen der 
Sicherheit und Ordnung mit der Tätigkeit der Sicher­
heits- und Kontrollorgane besser koordinieren zu 
können.

Der Charakter dieses Gremiums als ständige kollek­
tive Beratung beim 1. Stellvertreter des Ratsvorsitzen- 
den wurde ausführlich von L e k s c h a s / R e n n e -  
b e r g dargelegt5, und H e r m a n n / M a c h  schilder­
ten an Hand ihrer eigenen Erfahrungen die Gefahren 
einer von den Organen der Volksvertretung, insbeson­
dere der Ständigen Kommission Innere Angelegen­
heiten, Volkspolizei und Justiz, isolierten Arbeit dieses 
Gremiums6.

Ich möchte an dieser Stelle ebenfalls betonen, daß 
dieses Gremium kein Organ des Rates oder der Be­
zirksverordnetenversammlung ist, da in ihm fast aus­
schließlich zentralgeleitete Organe vertreten sind, die 
nicht dem Rat oder der Volksvertretung nachgeordnet 
sind. Es kann aus diesem Grunde auch kein Organ sein, 
dessen Entscheidungen oder Beschlüsse für die in ihm 
vertretenen zentralgeleiteten Organe verbindlich sind.

Um den Charakter der kollektiven Beratung richtig 
einzuschätzen, muß man von den Festlegungen des Ge­
setzes über die örtlichen Organe der Staatsmacht aus­
gehen. Im § 8 sind klar die Rechte und Pflichten für 
alle Beteiligten in der Zusammenarbeit zwischen den 
örtlichen Organen und den ihnen nicht unterstellten 
Organen und Einrichtungen genannt. Das Gesetz ver­
langt eine auf gegenseitiger Unterstützung beruhende 
Zusammenarbeit und verpflichtet die der Volksvertre­
tung nicht unterstehenden Organe und Einrichtungen 
zur engen Zusammenarbeit mit ihr sowie zu ihrer Ach­
tung und Stärkung als oberstes Machtorgan in ihrem 
Zuständigkeitsbereich. Hieraus folgt, daß die Beratung 
beim 1. Stellvertreter des Bezirksbürgermeisters ein 
Gremium ist, das ausschließlich beratenden Charakter 
hat und seine Hauptaufgabe darin sehen muß, die 
Tätigkeit aller Sicherheits- und Kontrollorgane ent­
sprechend den jeweiligen Erfordernissen zur Lösung 
der gemeinsamen Aufgaben zu koordinieren.

Durch die kollektive Beratung erhält der 1. Stellver­
treter des Bezirksbürgermeisters jederzeit einen klaren 
Überblick über die Klassenkampfsituation im Stadt­
bezirk. Den erforderlichen umfassenden Überblick er­
halten auch die Leiter der Sicherheits- und Kontroll­
organe. Dadurch ist es möglich, den zweckmäßigen Ein­
satz der Kräfte für die Lösung der jeweiligen Aufgaben 
festzulegen. Die Wirksamkeit der vereinbarten Maß­
nahmen und der für geeignet befundenen Methoden 
wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß die Ergebnisse 
der Beratung keine Weisungen darstellen, weil sich 
die Festlegungen aus der Arbeit der Organe selbst er­
geben und sie nicht von ihren eigenen Aufgaben ab­
lenken, sondern ihnen helfen, sie besser zu lösen.

Die gemeinsame Arbeit in diesem Gremium ist die 
geeignetste Form der Zusammenarbeit der Leiter der 
Sicherheits- und Kontrollorgane mit den Funktionären 
des Rates und der Bezirksverordnetenversammlung. 
Diese Form der Zusammenarbeit befähigt die Organe 
des Stadtbezirks, ihre gemäß § 6 des Gesetzes über die 
örtlichen Organe der Staatsmacht bestehende Verant­
wortung wahrzunehmen und „die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung, den Schutz des gesell­
schaftlichen Eigentums, die Stärkung der Bereitschaft 
zur Verteidigung der Heimat und die Einhaltung und 
Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit“ zu ge­
währleisten.

t> Staat und Recht 1960, Heft 8, S. 1339 fl.
0 NJ 1960 S. 572 ff.
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